
D as Sozialgesetzbuch XI 
„Soziale Pfl egeversiche-
rung“ hat sage und schrei-
be mehr als 150 Paragra-

fen. Manche kenne ich (fast) auswendig 
und könnte die Inhalte selbst im Schlaf 
herunterbeten. Bei anderen muss ich 
regelmäßig nachblättern (oder nach-
googlen), wie der Wortlaut denn nun 
wirklich genau heißt, weil sich mein 
Hirn gegen das verzwirbelte Juristen-
deutsch zur Wehr setzt. So manches 
im Gesetz ist wirklich schwer verdau-
lich, und in den vergangenen Jahren 
sind die Regeln, die in Sprache zu fas-
sen waren, ja nicht einfacher, sondern 
immer ausgefeilter, diff erenzierter und 
komplexer geworden.

Neben dem eher dünnen Heftchen 
meiner Erstausgabe der Pfl egeversiche-
rung von 1994 steht in meinem Bü-
cherregal der voluminöse, (fast) kilo-
schwere aktuelle SGB XI-Band mit 
Erläuterungen. Winzige Schriftzei-
chen (6 Punkt?) und Dünndruckpa-
pier braucht es, um das Regelwerk in 
Sachen Pfl ege überhaupt noch hand-

habbar zu machen. Mir ist bewusst, 
dass ich zu den wenigen Menschen ge-
höre, die heutzutage noch solche Bü-
cher nutzen und dafür von den nachge-
borenen Generationen mildes Lächeln 
und Kopfschütteln ernten.

Aber ich kann mit diesem biblio-
philen Anachronismus so wunderbar 
sehen, wie sich unser SGB XI in den 
Jahren aufgebläht hat. Das schaff t kei-
ne PDF-Datei. In all den Jahren, seit es 
die Pfl egeversicherung gibt, habe ich 
eine zugegebenermaßen eher generv-
te Beziehung zum wichtigsten Geset-
zeswerk der Branche entwickelt. Aber 
selbstverständlich habe ich auch mei-
ne Favoriten im Paragrafendschungel.

Mein persönlicher SGB XI-Lieb-
ling ist Paragraf 6 „Eigenverantwor-
tung“. Denn gleich im Absatz 1 fi ndet 
sich eine für mich wichtige Kernaus-
sage der Pf legeversicherung: „Die 
Versicherten sollen durch gesund-
heitsbewusste Lebensführung, durch 
frühzeitige Beteiligung an Vorsorge-
maßnahmen und durch aktive Mit-
wirkung an Krankenbehandlung und 

Leistungen zur medizinischen Rehabi-
litation dazu beitragen, Pfl egebedürf-
tigkeit zu vermeiden.“

Da reibt man sich die Augen: Es gibt 
doch tatsächlich im SGB XI die Auff or-
derung, gefälligst auch selbst einen ak-
tiven Beitrag zur Vermeidung von Pfl e-
gebedürftigkeit zu leisten! Wer hätte 
das gedacht? Denn wenn man die im-
merwährenden, jetzt auch wieder ak-
tuellen Diskussionen um die Lang-
zeitpfl ege, die anstehenden Reformen 
der Pfl egeversicherung, deren (künfti-
ge) Finanzierung verfolgt und all die 
mehr oder minder seriösen Vorschläge 
dazu eindampft, dann wird nicht der 
Einzelne, sondern weiterhin allein der 
Staat und die Solidargemeinschaft in 
der Verpfl ichtung gesehen, am besten 
alle Risiken und Folgen von Pfl egebe-
dürftigkeit zu übernehmen – Kassen-
lage und demografi sche Entwicklun-
gen hin oder her.

Das ist erstaunlich, denn im Ab-
satz 2 des Paragrafen 6 fi nden sich 
sogar Anweisungen, wie sich Pfl ege-
bedürftige bitte zu verhalten haben, 

sollte trotz aller Bemühungen Pfl e-
gebedürftigkeit eingetreten sein. Sie 
haben dann „an Leistungen zur me-
dizinischen Rehabilitation und der ak-
tivierenden Pfl ege mitzuwirken, um 
die Pfl egebedürftigkeit zu überwin-
den, zu mindern oder eine Verschlim-
merung zu verhindern.“ Bereits seit 
Juli 2025 tagt die Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe „Zukunftspakt Pfl ege“, 
um – so der Plan – bis Ende des Jah-
res gemeinsame Eckpunkte für eine 
nachhaltige Finanzierbarkeit der Pfl e-
geversicherung vorzulegen.

Ob die Kommission wohl den Mut 
hat, dabei neben all den notwendi-
gen Strukturanpassungen auch an das 
� ema Eigenverantwortung zu erin-
nern? Und vielleicht auch gleich ein-
mal Maßnahmen zur Befähigung und 
Unterstützung der Versicherten for-
muliert, damit Pfl egebedürftigkeit ver-
mieden oder gemindert werden kann?

Das würde das bisherige System, 
das nun wirklich in vielerlei Hinsicht 
ausgepowert ist, endlich mal auf den 
Kopf stellen!
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 Verhinderungsplanung gegen Einrichtungen?
Unter dem Stichwort „kommunale Bedarfsplanung“ wird seit 
Langem darüber diskutiert, ob die Zulassung von Pflegeein-
richtungen künftig vom lokalen Bedarf abhängig gemacht 

werden kann. Das BEEP sorgt nun für neue Verunsicherung.

Von Lukas Schweizer
 und Jörn Bachem

I nvestitionen in die pfl e-
gerische Versorgung sind 
dringend nötig. Die Fi-
nanzierungsverantwor-

tung liegt primär bei den Län-
dern. Sie müssen entscheiden, 
ob und inwieweit sie ihr durch 
Förderung nachkommen. Im-
mer weniger Länder sind dazu 
bereit. Sie stellen auch nur mini-
male Budgets für besondere Pro-
jekte zur Verfügung. Das wird 
zunehmend zum Problem, vor 
allem wegen der hohen Inves-
titionskosten. Auch jenseits der 
Länderaufgaben gibt es keine 
Lösung. Punktuelle Finanzie-
rungen von Modellprojekten aus 
dem Ausgleichsfonds bringen in 

der Breite nichts. Förderungen 
durch den Bund sind nach dem 
Grundgesetz nicht vorgesehen. 
Das Gesetz zur Befugniserwei-
terung und Entbürokratisierung 
in der Pfl ege (BEEP) sucht die 
Lösung nun mit mehr Einfl uss 
für und Steuerung durch Kom-
munen und Länder. Was ist neu?

Ab 1. Januar 2026 sollen ih-
re Mitwirkungsmöglichkeiten 
im Hinblick auf die Sicherstel-
lung der pfl egerischen Versor-
gung gestärkt werden:

• In § 9 SGB XI wird künf-
tig betont, dass die Länder die 
(bereits bestehende) Möglichkeit 
haben, eine kommunale Pfl e-
gestrukturplanung vorzusehen. 
Ebenso können sie bestimmen, 
dass die Empfehlungen der Lan-
despfl egeausschüsse oder regio-
naler Ausschüsse als eine solche 

kommunale Pfl egestrukturpla-
nung gelten.

• Zur Weiterentwicklung der 
regionalen Versorgungssituati-
on sind die Pfl egekassen künf-
tig nach § 12 Absatz 2 SGB XI 
verpfl ichtet, die ihnen vorliegen-
den Versorgungsdaten den Län-
dern und Kommunen zur Ver-
fügung zu stellen.

• Gleichzeitig sind die Pfl e-
gekassen nach § 69 Absatz 2 
SGB XI angehalten, die Emp-
fehlungen aus der kommuna-
len Pfl egestrukturplanung sowie 
der Landespfl egeausschüsse bei 
der Umsetzung ihres Sicherstel-
lungsauftrags zu berücksichtigen.

• Die wichtigste Neuerung 
bringen die neuen §§ 8a Ab-
satz 5 und 72 Absatz 1a SGB 
XI: Die Zulassung zur Pfl ege 
durch Versorgungsvertrag wird 

mit den genannten Empfehlun-
gen verzahnt. Die Empfehlungen 
der kommunalen Pfl egestruk-
turplanung bzw. der Landes-
pfl ege- und Regionalausschüs-
se sind künftig beim Abschluss 
der Versorgungsverträge zu 
„beachten“.

Nach der Vorstel-
lung des Gesetzgebers 
sollen die Kommunen 
zielgruppenspezifi-
sche Bevölkerungsda-
ten sowie Kennzahlen 
zu Bestand und Bedarf 
der pf legerischen Versor-
gungsstruktur erfassen. Darauf 
aufbauend können sie Ziele de-
fi nieren und die erforderlichen 
Maßnahmen zur Erreichung 
dieser Ziele ableiten.

Und was ist daran wirklich 
neu? Schon nach geltendem 
Recht sind Pfl egestrukturpla-
nungen auf Landesebene vor-
gesehen. Die alten und neuen 
Vorgaben sind für die Länder je-
doch nicht verpfl ichtend. Sie sind 
nur als Empfehlungen zu verste-
hen. Der Bund hat dafür keine 
Gesetzgebungskompetenz. Die 
Empfehlungen der Landes- und 
Regionalausschüsse sollten schon 
bisher beim Abschluss von Ver-
sorgungsverträgen sowie beim 

Abschluss von Investitions- und 
Pfl egesatzvereinbarungen „ein-
bezogen“ werden. Die neuen Re-
gelungen in §§ 8a Absatz 5, 69 
und 72 SGB XI treten neben die 

bestehenden Vorgaben 
und sollen ihnen-

mehr Gewicht 
geben.

Neu  i s t 
im Wesent-
lichen, dass 
die Pf lege-

k a s s en  d ie 
Versorgungs-

daten den Län-
dern und Kommunen 

regelmäßig zur Verfügung zu 
stellen haben und die Empfeh-
lungen der kommunalen Pfl e-
gestrukturplanung sowie der 
Regional- und Landespfl ege-
ausschüsse beim Abschluss der 
Versorgungsverträge zu „beach-
ten“ sind, statt sie nur „einzu-
beziehen“.

Was wird sich in der Praxis 
ändern? Die bisherigen Regelun-
gen hat der Gesetzgeber seiner-
zeit damit begründet, dass die 
Länder und Kommunen beim 
Abschluss von Versorgungsver-
trägen sowie Investitions-und 
Pfl egesatzvereinbarungen gezielt 
Anreize schaff en könnten, wenn 

eine Unterversorgung droht oder 
bereits besteht.

Daran knüpft der Gesetzge-
ber mit den neuen Regelungen 
an: Die Zulassung zur Pfl ege 
soll stärker mit der kommuna-
len Pfl egestrukturplanung ver-
knüpft werden, um die Mitwir-
kungsmöglichkeiten der Länder 
und Kommunen zu konkretisie-
ren. Ziel ist, die Zusammenar-
beit aller Beteiligten zu fördern. 
Die Länder sollen zudem zu ei-
ner effi  zienten Pfl egestruktur-
planung beitragen. Gleichzeitig 
betont die Gesetzesbegründung, 
dass die marktwirtschaftliche 
Ausrichtung der Pfl egeversiche-
rung unverändert bestehen blei-
ben soll. Den Kommunen wird 
danach keine marktabschotten-
de Verhinderungsplanung er-
möglicht.

Nüchtern betrachtet, hat sich 
nicht viel geändert. Die Landes-
verbände der Pfl egekassen sind 
bei Vorliegen der erforderlichen 
Voraussetzungen auch künftig 
verpfl ichtet, Versorgungsverträ-
ge mit den Leistungserbringern 
abzuschließen. Eine rigide kom-
munale Bedarfsplanung wird al-
so nicht eingeführt. Länder und 
Kommunen sollen einfach ihre 
Hausaufgaben machen. Trotz-
dem ist zu befürchten, dass ge-
rade auf Druck von Städten und 
Kreisen zumindest in Einzelfäl-
len gestützt auf den geänder-
ten Wortlaut des neuen Rechts 
Versorgungsverträge verweigert 
werden.

Solche Rechte haben ihre 
Spitzenverbände im Gesetzge-
bungsverfahren lautstark gefor-
dert. Rechtsstreite können Pro-
jekte verzögern oder sogar ganz 
zu Fall bringen. Wer investieren 
will, sollte sich daher frühzeitig 
und verbindlich mit der Kom-
mune und den Landesverbänden 
der Pfl egekassen abstimmen.

Die Autoren sind Rechtsanwälte 
bei Iffland Wischnewski, Fachkanz-
lei für die Sozialwirtschaft, Darm-
stadt, www.iw-recht.de.

Schon nach geltendem Recht sind Pflegestrukturplanungen auf 
Landesebene vorgesehen. Foto: AdobeStock/New Africa
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PFLEGEGESETZ IN DER WARTESCHLEIFE
Der Bundesrat hat am 21. November 2025 den Vermittlungsausschuss zum Gesetz zur Be-
fugniserweiterung und Entbürokratisierung in der Pflege (BEEP) einberufen. Die Länder-
kammer fordert eine Änderung des Artikels 13a des Gesetzes, konkret die Streichung der 
beschlossenen Änderungen zum Krankenhausentgeltgesetz. Die Pflegeregelungen selbst 
seien nicht Gegenstand der Forderung.
Das Vermittlungsverfahren hat Auswirkungen auf das gesamte Gesetz. Das berichtet 
Rechtsanwalt Lukas Schweizer von der Kanzlei Iffland und Wischnewski. Ihm zufolge 
erstreckt sich die suspensive Wirkung des Vermittlungsverfahrens immer auf das kom-
plette Gesetz und nicht nur auf einzelne Regelungen oder Paragrafen. Das bedeutet: Das 
BEEP tritt insgesamt so lange nicht in Kraft, wie das Vermittlungsverfahren andauert – 
auch wenn nur Teile umstritten sind.
Nach Abschluss des Vermittlungsverfahrens hat der Bundesrat zwei Wochen Zeit, um 
gegen das Gesetz Einspruch einzulegen. Einen solchen Einspruch kann der Bundestag 
durch Beschluss der Mehrheit seiner Mitglieder zurückweisen. Theoretisch könne das 
BEEP noch zum 1. Januar 2026 in Kraft treten, so Schweizer. Dies hänge davon ab, ob das 
Vermittlungsverfahren zügig abgeschlossen und ein etwaiger Einspruch noch im Jahr 
2025 zurückgewiesen werde oder ob sich Bundestag und Bundesrat rechtzeitig einigen. 
Andernfalls werde das BEEP voraussichtlich mit zeitlicher Verzögerung in Kraft treten.
Schweizer zeigt sich optimistisch: „Ich gehe davon aus, dass die beschlossenen Ände-
rungen zum SGB XI in absehbarer Zeit, möglicherweise sogar wie geplant zum 1. Januar 
2026, in Kraft treten werden.“

So sieht‘s
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